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Bei dem Gespräch wurde von unserer Seite auch erneut die Frage nach dem Umfang der „Spitzab-

rechnung“ gestellt. Hierauf hat Herr Staatssekretär Murawski ausgeführt, dass auch die Kosten für 

das Catering, für Sicherheitsdienstleistungen und für Ertüchtigungsmaßnahmen an Gebäuden 

vom Land vollumfänglich erstattet werden. Hinsichtlich der zusätzlichen Personalkosten in den 

einzelnen Verwaltungsbereichen der Stadt- und Landkreise hat er großes Verständnis für unsere 

Forderung nach Erstattung dieser Personalkosten erkennen lassen. Diese Frage nach Erstattung 

dieser zusätzlichen Personalaufwände, die insbesondere die Jahre 2015 und 2016 betrifft, soll als-

bald auf politischer Ebene entsprechend unseren Überlegungen geklärt werden. Wir sind der Auf-

fassung, dass dies über eine Anpassung des § 11 Abs. 1 FAG (mit „frischen Geld“ des Landes) oder 

über eine Sonderzahlung des Landes erfolgen könnte. 

 

Bezüglich der sogenannten Anschlussunterbringung hat das Land keine umfassende Zusage über 

die Finanzierung gemacht. Herr Staatssekretär Murawski zeigte zwar Verständnis dafür, dass den 

Kommunen durch die Beschleunigung der Asylverfahren durch das Bundesamt für Migration zu-

sätzliche Herausforderungen auf die Städte und Gemeinden zukommen. Er machte aber gleicher-

maßen deutlich, dass es sich bei der Anschlussunterbringung um eine kommunale Aufgabe und 

nicht wie bei der vorläufigen Unterbringung um eine Aufgabe der staatlichen unteren Verwal-

tungsbehörde handle. Frau Bundeskanzlerin Merkel habe bezüglich der Integration auf der Bun-

desebene eine neue Arbeitsgruppe einberufen, der er selbst angehöre. Die finanzielle Verhand-

lungsmasse hierfür betrage aus der Sicht der Länder 12 Mrd. Euro. Es müsse nun abgewartet wer-

den, wie sich die Ministerpräsidenten und die Frau Bundeskanzlerin am 23. März 2016 in Berlin 

verständigen würden.  

 

Die Pressemitteilung des Staatsministeriums Baden-Württemberg zu dem gestrigen Gespräch ist 

diesem Landräte-Rundschreiben beigefügt. 

 

Wir bitten um Kenntnisnahme. Wir werden Sie weiterhin aktuell über das weitere Vorgehen in-

formieren. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Prof. Eberhard Trumpp  
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 Land bietet Kommunalen Landesverbänden weitere Unterstüt-

zung bei den Kosten für Flüchtlinge an – Einigung in Sicht  

 

Bei einem Gespräch mit den Vertretern der Kommunalen Landesverbände ist 

das Land den Vertretern von Kreisen, Stadtkreisen und Kommunen in wichti-

gen Punkten entgegengekommen. Nach einem Gespräch auf Fachebene 

wurden zunächst mit Landkreistag und Städtetag letzte Details beim Thema 

Spitzabrechnung bei Kosten für die vorläufige Unterbringung von Flüchtlingen 

geklärt. „Wir stehen zu unserer Zusage“, so der Chef der Staatskanzlei, 

Staatssekretär Klaus-Peter Murawski, „dass wir die Kosten für die vorläufige 

Unterbringung nicht nur pauschal übernehmen, sondern dass sie spitz abge-

rechnet werden können.“ Auf diese Weise sei gewährleistet, dass Kreise und 

Stadtkreise nicht auf Kosten für die Unterbringung, aber auch zum Beispiel für 

Catering und Sicherheitsdienstleistungen sitzen bleiben. Murawski kündigte 

an, dass dies in Kürze durch Ministerpräsident Winfried Kretschmann bestätigt 

werde.  

 

Mit dem Gemeindetag wurde vereinbart, dass so bald wie möglich ein Ge-

spräch auf Ministerebene stattfinden soll, in dem umfassend über die Finan-

zierung der sogenannten Anschlussunterbringung in den Gemeinden ent-

schieden werden soll. Staatssekretär Murawski zeigte Verständnis für die 

Sicht der Kommunen, dass durch die Beschleunigung der Asylverfahren durch 

das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zusätzliche Herausfor-

derungen auf Städte und Gemeinden zukommen. „Ein Teil dieser Frage dürfte 



 
 
 

- 2 - 

sich bei einem Gespräch zwischen der Bundeskanzlerin und den Ministerprä-

sidenten am 23. März klären“, so Murawski, „dennoch sehen wir die drängen-

den Probleme der Kommunen und wollen schnellstmöglich reagieren“. Dazu 

soll es sobald wie möglich ein Gespräch auf Ministerebene mit den Spitzen-

verbänden geben. „Die Zusage der Landesregierung steht, dass wir die Kom-

munen mit ihren Sorgen beim Flüchtlingsthema nicht im Regen stehen lassen. 

Wir werden das mit konkreten Angeboten hinterlegen“, so Murawski. 

 
Unabhängig von diesen Gesprächen wird die Lenkungsgruppe Flüchtlingsauf-

nahme Anfang März mit den Kommunalen Landesverbänden zusammentref-

fen und Vorschläge vorlegen, wie das Land Kommunen, Städte und Kreise bei 

der Integration von Flüchtlingen unterstützen kann. 

 

 


